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Tagesordnungspunkt:

Rechtslage bezüglich der Abschiebung von Flüchtlingen während stationärer 
Behandlung in den LVR-Kliniken

Kenntnisnahme:

Die Empfehlungen der Verbundzentrale zur Vorgehensweise im Zusammenhang mit der 
Abschiebung von Flüchtlingen während der stationären Behandlung in den LVR-Kliniken 
wird gemäß der Vorlage Nr. 14/1164 zur Kenntnis genommen. 

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Aktionsplanes für 
Gleichstellung, Familienfreundlichkeit und Gender Mainstreaming.

ja

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung

W E N Z E L - J A N K O W S K I
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Zusammenfassung: 
 
Aufgrund der aktuellen Flüchtlingsthematik kommt es in den LVR-Kliniken vermehrt zu 

Fällen, in denen Patienten/Patientinnen während einer stationären Behandlung von den 

zuständigen Behörden abgeschoben werden. In diesem Zusammenhang stellt sich die 

Frage, wie mit dieser Problematik umgegangen werden soll, bzw. wie und in welchem 

Umfang das Klinikpersonal dem betroffenen Patienten/der betroffenen  Patientin in der 

konkreten Situation der Abschiebung hilfreich zur Seite stehen kann und welche 

rechtlichen Vorgaben hierbei zu beachten sind. 

 

Die Verbundzentrale hat daher mit Schreiben an die Vorstände der LVR-Kliniken vom 

16.03.2016 die Rechtslage in Bezug auf Abschiebungen im Allgemeinen sowie in Bezug 

auf Abschiebungen aus einer stationären Behandlung heraus erläutert und verschiedene 

Hinweise und Handlungsempfehlungen gegeben. 
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Begründung der Vorlage Nr. 14/1164: 
 
 
In der Sitzung des Krankenhausausschusses 3 am 18.01.2016 wurde von zwei Fällen 

Abzuschiebender berichtet, die während eines stationären Klinikaufenthalts von der 

Polizei abgeholt wurden. Dies wurde auch in der Sitzung des Gesundheitsausschusses am 

22.01.2016 thematisiert. In diesem Zusammenhang ist von der Verwaltung über eine 

aktuelle Umfrage in den LVR-Kliniken berichtet worden, die ergeben hatte, dass solche 

Fälle bisher Einzelfälle gewesen sind. Gleichwohl wurde angekündigt, es werde von der 

Verbundzentrale eine Handreichung für die LVR-Kliniken zum Umgang mit Abschiebungen 

von Flüchtlingen aus den LVR-Kliniken erarbeitet. Der Gesundheitsausschuss hat 

gebeten, diese Handreichung zur Kenntnis zu bekommen. 

 

Wunschgemäß wird das als Anlage beigefügte Schreiben vom 16.03.2016 an die 

Vorstände der LVR-Kliniken dem Gesundheitsausschuss sowie allen 

Krankenhausausschüssen zur Kenntnis gebracht. 

 

In Vertretung  

 

 

W e n z e l – J a n k o w s k i 
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